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Lehrstellenmarkt 
weiterhin 
angespannt 

r.i 

VADUZ: Es ist wieder ein
mal soweit, die Frage um 
eine geeignete Lehrstelle für 
den kommenden Sommer 
wird wieder aktuell. Für 
viele Familien wird die zen
trale Frage der  nächsten Ta
ge u n d  Monate lauten: Was 
soll unser Sohn oder unsere 
Tochter lernen und  in wel
chem Lehrbetrieb hat  er 
oder sie dazu eine Möglich
keit? Seiten 2, 14, 1 5  

Grundsteinlegung 
bei UNAXIS 
BALZERS: Der Föhn fegte 
zwar mit Höllentempo durch 
Balzcrs und trieb so man
chem Sand v o n  der Baustelle 
in die Augen - das konnte 
aber der guten Stimmung 
bei den Granden der Unaxis 
Balzers AG keinen Abbruch 
tun. Das Objekt aus der Pla
nung des Vaduzer Architek
turbüros Bargetze und Part
ner wird Mitte 2001 bezugs
fertig sein. Seite 16  

Aktion «High Five» 
nicht erfüllbar 

LEICHTATHLETIK: Während 
die Staffelkolleginnen über 
4 x 100 u n d  4 x 400 m ihre 
Pflicht erfüllten und die 
USA in die heutigen Finals 
führten, blieb die zwei
fache Sprint-Olympiasiege
rin Marion Jones  a u f  der 
dritten Stufe der  Aktion 
«High Five» hängen. Die 
Amerikanerin gewann im 
Weitsprung mit 6,92 m «nur» 
Bronze hinter  Heike Drechs
ler (De, 6,99) und  Fiona 
May (It, 6,92). Seite 19 

Lastwagenfahrer 
zu zwei Jahren 
Haft verurteilt 
SALZBURG: 16 Monate 
nach dem Flammeninferno 
im Tauerntunnel ist der 
österreichische Lastwagen
fahrer, der den Unfall verur
sacht hatte, a m  Freitag zu 
swe i  Jahren Gefängnis ver
urteilt worden. Letzte Seite 

FBPL ermöglichte Novum 
im Gesetzgebungsprozess 

Bürgerpartei federführend bei der Ausarbeitung des Bewährungshilfegesetzes 
Novum im liechtensteini
schen Gesetzgebungspro
zess. Werden in der Regel 
Gesetze von der Regie
rung ausgearbeitet, so 
wurde bei der Schaffung 
des Bewährungshilfege
setzes ein anderer Weg 
eingeschlagen. Zum ers
ten Mal in der Geschichte 
wurde ein Gesetz von ei
ner Landtagskommission 
ausgearbeitet. Interessan
tes Detail am Rande: Die 
Kommission war nur mit 
Vertretern der Bürgerpar
tei bestückt. 

Peter Kindk 

Obwohl die Schaffung eines 
effizienten Bewährungshilfege
setzes ein Mosaikstein im Kon
zept der  Regierung darstellte, 
schaffte es diese zwischen den  
Jahren 1991 und 1997 nicht, 
einen entsprechenden Vor
schlag auszuarbeiten. 

Weil die Schaffung des Be
währungshilfegesetzes auch ein 
wesentlicher Bestandteil des  
Konzeptes der  FBPL war, n a h 
men die Bürgerpartei-Abgeord
neten Marco Ospelt, Helmut 
Konrad und  Alois Beck die Ge
legenheit wahr  und  erarbeite
ten ohne Unterstützung der  a n 
deren Parteien einen Gesetzes
vorschlag. Dieser wurde im 
Landtag dann  von allen Seiten 

Der FBPL-Landtagsabgeordnete Helmut Konrad war Mitglied der reinen FBPL-Landtagskommission, 
welche das Bewährungshilfegesetz ausarbeitete. (Archivbild) 

begrüsst und  als wirksames 
Mittel für  die Reintegration von 
ehemals Straffälligen mit brei
te r  Zustimmung gutgeheissen. 
Die endgültige Verabschiedung 
erfolgte im September. 

Resozialisierung 
Helmut Konrad, Mitglied der 

Landtagskommission, erklärte 
in  einem Gespräch, dass der 
Sinn des Bewährungshilfege

setzes darin bestehe, Eigen
ständigkeit u n d  Eigenverant-
wortüng v o n  ehemaligen Straf
fälligen z u  fördern, u m  eine 
verbesserte Wiedereingliede-
rungiin die Gesellschaft zu er
möglichen. Eine gesellschaftli
che™! fe zu r  individuellen Ein
gliederung u n d  Resozialisie-
rung|  sei das vordergründige 
Ziel, jwelches mit der  Schaffung 
des Gesetzes erreicht werden 

musste. «Es ist unbestritten, 
dass dieses Ziel eher erreicht 
wird, w e n n  die Betroffenen 
während de r  Haft u n d  danach 
betreut werden», betonte Hel
m u t  Konrad zum Gesetzesziel 
der  Resozialisierung. Die Auf
gabe der  Landtagskommission 
ist damit  beendet. Die Regie
rung  wird j e t z t  entsprechende 
Ausführungsverordnungen for
mulieren müssen. Seite 4 

«Gabriel Marxer 
gehört in 
den Landtag» 
Die Fraktion der  Bürger
partei bezieht in einer Er
klärung Stellung zu r  Vertei
d igung de r  Rechtsstaatlich
keit. In der  Fraktions
erklärung halten die FBPL-
Parlamentarier ausdrücklich 
fest, dass Dr. Gabriel Marxer 
gerade aus  dem Grund die
ser  Rechtsstaatlichkeit a ls  
Mitglied in den Landtag 
gehört.  

Die Landtagsfraktion der  
Bürgerpartei betont in ihrer 
Erklärung, dass es gemäss 
der  Verfassung Pflicht für  
jeden  Abgeordneten ist, sein 
freies Manda t  innerhalb des  
Landtages auszuüben. So 
treffe dies auch a u f  Dr. Ga
briel Marxer  zu, der  a m  7 .  
Juli aus  seiner Haft ent las
sen wurde, weil das Oberge
richt die Gründe für  den e r 
hobenen Tatverdacht, wel 
cher zu seiner Verhaftung 
führte, nie belegen konnte.  
Die Fraktion, welche Dr. G a 
briel Marxer gerade wegen 
seinem fortdauernden 
Kampf im Landtag für  d ie  
Umsetzung v o n  rechtsstaat
lichen Prinzipien als Freund 
schätzt, ist - entgegen Äus
serungen anderer  Personen -
nicht bereit, ihrem Kollegen 
nahezulegen, sein Amt nie
derzulegen. Dies käme einer 
ungerechtfertigten Vorver
urteilung gleich. Schon das  
Obergericht hielt fest, dass 
die Dr. Gabriel Marxer zu 
Last gelegte Straftat in au f 
fallendem Widerspruch z u  
seinem bisherigen Verhalten 
stehe. Seite 3 

Dämpfer für den Euro 
Gelassenes Bedauern der Euro-Länder 

KOPENHAGEN: Die F inanz 
minis ter  d e r  Euro-Länder  h a 
ben  das  dänische Nein z u r  
Währungsun ion  be ton t  g e l a s -
s en  aufgenommen u n d  Ko
penhagen  die Tür  für  e i n e  
spätere. Mitgliedschaft of fen  
gehal ten.  

Die zwölf Finanzminister de r  
Euro-Gruppe bedauerten a m  
Freitag in Brüssel zwar  die d ä 
nische Ablehnung der europäi
schen Einheitswährung v o m  
Donnerstag. Sie machten aber  
klar, dass sich deswegen für 
den Euro und für das Verhältnis 
zu Kopenhagen nichts ändere. 

Der amtierende EU-Ratspräsi
dent  und  französische Finanz
minister Laurent Fabius sagte, 
er  sehe keine negativen Folgen 
des dänischen Votums für den  
Euro. Die Devisenmärkte rea
gierten tatsächlich moderat. 

Der Euro fiel a m  Freitag
nachmittag zwar  unter  die 
Marke von  88 US-Cent, H ä n d 
ler sprachen aber von e iner  
«sehr begrenzten Reaktion». In  
Brüssel betonte Kommissions

präsident Romano Prodi, dass 
die Dänen später wieder über 
die Euro-Mitgliedschaft en t 
scheiden können, wann  sie 
wollen. 

Wirtschaftliche Nachteile aus  
dem vorläufigen Fernbleiben 
hätten die Skandinavier und  
nicht die Länder de r  Euro-Zone 

zu tragen. Der sozialdemokrati
sche Ministerpräsident Däne
marks, Poul Nyrup Ramussen, 
hatte die Niederlage der  Befür
worter nach Ende der  Auszäh
lung als «sehr traurig» bezeich
net: «Dänemarks Stimme in der  
EU wi rd  nun  zunächst mal we
niger Gehör finden.» Seite 3 2  

Anspannung bei den dänischen Politikern: Die wirtschaftlichen 
Folgen nach dem Nicht-Beitritt zur Währungsunion müssen nun 
selbst getragen werden. (Bild: Keystone) 

Bilaterale Verträge 
Bundesrat Couchepin rechnet ab 1.7.2001 

ZÜRICH: Die bilateralen Ver
t räge zwischen de r  Schweiz 
u n d  d e r  Europäischen Union 
(EU) dü r f t en  a m  1. Ju l i  d e s  
nächs ten  Jahres  i n  Kraf t  t r e 
ten.  Dieses Datum n a n n t e  
Bundesra t  Pascal Couchepin 
a m  Freitag vo r  d e r  Handels
k a m m e r  Schweiz-Spanien in 
Zürich.  

«Das Abkommen über den frei
en Personenverkehr muss  von 
j edem einzelnen Parlament der 
15 EU-Länder gutgeheissen 
werden», rief der  Vorsteher des 
Eidg. Volkswirtschaftsdeparte-
mentes in Erinnerung. Bisher 
habe  lediglich Österreich offizi
ell grünes Licht gegeben. Wei
te r  erklärte Bundesrat Cou
chepin, der  EU sei viel a n  Ver
handlungen über ein gemein
sames Vorgehen in den Berei
chen Ersparnisbesteuerung und  
Steuerflucht gelegen. Die 
Schweiz ihrerseits wünsche, 
da s  Dossier der  Sicherheit im 
Bereich der  Asylpolitik a u f  den 
Verhandlungstisch zu bringen. 
Er spielte dabei a u f  die EU-Ab

kommen von  Dublin und  
Schengen an. Als weiteres 
wichtiges Thema nannte er  den 
Abschluss einen Abkommens 
über  verarbeitete Landwirt
schaftsprodukte. Zur Schweizer 
Wirtschaft sagte Bundesrat 
Couchepin, dass die Arbeitslo
senquote im September noch 
einmal sinken dürfte. 

Bundesrat Pascal Couchepin 


